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Artikel 44

1. Jede Vertragspartei kann diese Konvention durch ent­
sprechende Mitteilung an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen kündigen.

2. Die Kündigung wird zwölf Monate nach dem Eingang 
dieser Mitteilung beim Generalsekretär wirksam.

Artikel 45

Wenn nach Inkrafttreten dieser Konvention die Zahl der 
Vertragsparteien infolge von Kündigungen auf weniger als 
fünf sinkt, tritt die Konvention mit dem Tage außer Kraft, an 
dem die letzte dieser Kündigungen wirksam wird.

Artikel 46

1. Jeder Staat kann bei Hinterlegung seiner Ratifikations­
oder Beitrittsurkunde oder zu jedem späteren Zeitpunkt 
durch Mitteilung an den Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen erklären, daß diese Konvention auch für alle oder für 
einen Teil der Territorien, deren internationale Beziehungen 
er wahrnimmt, gilt. Für die in der Mitteilung genannten 
Territorien wird die Konvention mit dem neunzigsten Tag 
nach Eingang der Mitteilung beim Generalsekretär oder, 
wenn an diesem Tag die Konvention noch nicht in Kraft ist, 
mit ihrem Inkrafttreten wirksam.

2. Jeder Staat, der gemäß Absatz 1 erklärt hat, daß diese 
Konvention auch auf ein Territorium Anwendung findet, 
dessen internationale Beziehungen er wahrnimmt, kann die 
Konvention gemäß Artikel 44 für dieses Territorium geson­
dert kündigen.

Artikel 47

Jede Meinungsverschiedenheit zwischen zwei oder mehre­
ren Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung 
dieser Konvention, die die Parteien durch Verhandlungen 
oder auf anderem Wege nicht überwinden können, wird auf 
Antrag einer der beteiligten Vertragsparteien dem Interna­
tionalen Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt.

Artikel 48

1. Jede Vertragspartei kann bei Unterzeichnung, Ratifika­
tion oder bei ihrem Beitritt zu dieser Konvention erklären, 
daß sie sich durch deren Artikel 47 nicht gebunden fühlt. Die 
anderen Vertragsparteien sind gegenüber jener Vertrags­
partei, die einen solchen Vorbehalt gemacht hat, durch den 
Artikel 47 nicht gebunden.

2. Jede Vertragspartei, die einen Vorbehalt gemäß Absatz 1 
gemacht hat, kann diesen jederzeit durch Mitteilung an den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen zurückziehen.

3. Andere Vorbehalte zu dieser Konvention sipd nicht zu­
lässig.

Artikel 49

1. Sobald diese Konvention drei Jahre lang in Kraft ist, 
kann jede Vertragspartei durch Mitteilung an den General­

sekretär der Vereinten Nationen darum ersuchen, daß eine 
Konferenz zur Überprüfung der Konvention einberufen 
wird. Der Generalsekretär wird alle Vertragsparteien über 
das Ersuchen in Kenntnis setzen und eine Konferenz zur 
Überprüfung der Konvention einberufen, wenn mindestens 
ein Viertel der Vertragsparteien ihm innerhalb von vier Mo­
naten nach erfolgter Mitteilung durch den Generalsekretär 
ihre Zustimmung zu dem Ersuchen notifizieren.

2. Wenn eine Konferenz gemäß Absatz 1 einberufen wird, 
teilt der Generalsekretär dies allen Vertragsparteien mit und 
fordert sie auf, innerhalb von drei Monaten die Vorschläge 
einzureichen, mit denen sich nach ihrem Wunsch die Konfe­
renz beschäftigen soll. Der Generalsekretär teilt mindestens 
drei Monate vor der Eröffnung der Konferenz allen Ver­
tragsparteien die vorläufige Tagesordnung der Konferenz 
sowie den Wortlaut dieser Vorschläge mit.

3. Der Generalsekretär lädt zu jeder gemäß diesem Artikel 
einberufenen Konferenz alle in Artikel 42, Absatz 1 genann­
ten Staaten sowie die Staaten ein, die auf Grund des Arti­
kels 42, Absatz 2 Vertragsparteien geworden sind.

Artikel 50

Außer den in Artikel 49 vorgesehenen Mitteilungen setzt 
der Generalsekretär der Vereinten Nationen die in Artikel 42, 
Absatz 1 bezeichneten Staaten sowie die Staaten, die auf 
Grund des Artikels 42, Absatz 2 Vertragsparteien geworden 
sind, über folgendes in Kenntnis:

a) Ratifikationen und Beitritte gemäß Artikel 42;
b) die Zeitpunkte des Inkrafttretens dieser Konvention 

nach Artikel 43;

c) Kündigungen gemäß Artikel 44;
d) das Außerkrafttreten dieser Konvention gemäß Ar­

tikel 45;
e) gemäß Artikel 46 eingegangene Mitteilungen;

f) gemäß Artikel 48, Absatz 1 und 2 eingegangene Erklä­
rungen und Mitteilungen.

Artikel 51

Nach dem 31. August 1956 wird die Urschrift dieser Kon­
vention beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinter­
legt, der allen in Artikel 42, Absatz 1 und 2 bezeichneten 
Staaten beglaubigte Abschriften übermittelt.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu ordnungsgemäß 
bevollmächtigten Unterzeichneten diese Konvention unter­
schrieben.

GESCHEHEN zu Genf am 19. Mai 1956 in einer Ausferti­
gung in englischer und französischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.


